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§ 2
(1) Der Antrag auf Durchführung eines Stundungs­

verfahrens ist unabhängig davon zulässig, ob über die 
Forderung ein Vollstreckungstitel vorliegt oder nicht.

(2) In dem Antrag hat der Antragsteller die wirt­
schaftlichen Verhältnisse der Beteiligten und die von 
ihm erstrebte Stundungsmaßnahme anzugeben.

(3) Mit Stellung des Antrages wird die Verjährung 
gehemmt.

§ 3
(1) Über den Antrag wird eine mündliche Verhand­

lung durchgeführt. Der Rat des Kreises, Abteilung 
Land- und Forstwirtschaft, ist zu hören.

(2) Das Ziel der mündlichen Verhandlung ist die Eini­
gung der Beteiligten. Einigen sich die Beteiligten, so 
sind die getroffenen Vereinbarungen in das Protokoll 
aufzunehmen; sie bedürfen der Bestätigung durch das 
Gericht.

(3) Während des Stundungsverfahrens findet eine 
Zwangsvollstreckung nicht statt.

§ 4
(1) Kommt eine Einigung nidit zustande, entscheidet 

das Gericht durch Beschluß. In dem Beschluß sind die 
Stundungsmaßnahmen anzugeben und zu begründen.

(2) Das Gericht kann auch entscheiden, wenn die Be­
teiligten oder einer von ihnen nicht erschienen sind.

§ 5
(1) Zur Durchführung der jährlich vorzunehmenden 

Überprüfung der angeordneten Stundungsmaßnahmen 
hat das Gericht die Beteiligten zu hören. Das Gericht 
entscheidet über die Fortdauer der Stundungsmaßnah­
men durch Beschluß.

(2) Die getroffene Entscheidung kann auch außerhalb 
der jährlichen Prüfung jederzeit geändert werden, 
wenn in den wirtschaftlichen Verhältnissen der Betei­
ligten eine wesentliche Änderung eingetreten ist. Abs. 1 
gilt entsprechend.

§ 6
Gegen einen Beschluß nach §§ 4 oder 5 kann inner­

halb 2 Wochen Beschwerde eingelegt werden.

§7
(1) Für das Verfahren beträgt die Gebühr 30 DM. Die 

Gebühr wird in jeder Instanz nur einmal erhoben.
(2) Die Gerichtskosten trägt im Falle der Zurückwei­

sung des Antrages der Antragsteller, im Falle des Statt­
gebens der Antragsgegner. Außergerichtliche Kosten 
trägt jeder Beteiligte selbst.

(3) Das Gericht kann unter Berücksichtigung der ge­
troffenen Feststellungen und der wirtschaftlichen Ver­
hältnisse der Beteiligten eine andere Entscheidung tref­
fen. Dies gilt insbesondere bei der Einigung der Par­
teien.

II.
Schutz der landwirtschaftlichen Produktions­

genossenschaften und ihrer Mitglieder bei der Zwangs­
vollstreckung

§8
(1) Wegen Geldforderungen gegen eine landwirt­

schaftliche Produktionsgenossenschaft ist die Zwangs­

vollstreckung in die Produktionsmittel und die land­
wirtschaftlichen Erzeugnisse der landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaft nicht zulässig.

(2) Die Zwangsvollstreckung in die Geldmittel der 
gemäß Statut gebildeten genossenschaftlichen Fonds ist 
nur wegen solcher Forderungen zulässig, die aus den 
Mitteln dieser Fonds entsprechend ihrer Zweckbestim­
mung bezahlt werden müssen.

§9
(1) Soweit die Zwangsvollstreckung wegen Geldforde­

rungen gegen eine landwirtschaftliche Produktions­
genossenschaft zulässig ist, hat das Gericht vor der Ein­
leitung von Vollstreckungsmaßnahmen den Rat des 
Kreises, Abteilung Land- und Forstwirtschaft, und die 
Deutsche Bauernbank aufzufordern, innerhalb von 
3 Wochen schriftlich mitzuteilen, ob und in welche Ver­
mögensteile entsprechend der wirtschaftlichen Lage der 
landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaft voll­
streckt werden kann.

(2) Nach Eingang der Äußerungen oder nach Ablauf 
der Frist entscheidet das Gericht unter Berücksichtigung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse der Beteiligten über 
den Antrag des Gläubigers. In der Entscheidung sind 
die pfändbaren Gegenstände oder Geldmittel anzu­
geben.

§10
(1) Wird die Zwangsvollstreckung wegen Geldforde­

rungen gegen ein Mitglied einer landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaft beantragt, hat das Gericht 
den Vorstand der landwirtschaftlichen Produktions­
genossenschaft aufzufordern, sich innerhalb einer zu be­
stimmenden Frist über die wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Mitgliedes zu äußern.

(2) Nach Eingang der Äußerung oder nach Ablauf der 
Frist entscheidet das Gericht über den Antrag des 
Gläubigers.

§11
Wegen Geldforderungen gegen ein Mitglied einer 

landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaft ist die 
Zwangsvollstreckung in das der landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaft zur Verfügung zu stellende 
und das zur Nutzung überlassene lebende und tote In­
ventar nicht zulässig.

§ 12
Unpfändbar sind Forderungen des Mitgliedes der 

landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaft auf fol­
gende Leistungen: ,
1. Zahlungen aus dem Hilfsfonds sowie auf Gesetz, 

Vertrag oder Satzung beruhende Sterbegelder;
2. Prämien, die aus Anlaß besonderer Leistungen ge­

zahlt werden;
3. Ersatz für Barauslagen, insbesondere Fahrkosten, 

ferner Tage- und Übernachtungsgelder;
4. Preise und Prämien, die in Verbindung mit staat­

lichen Ehrungen oder bei Auszeichnungen durch 
gesellschaftliche Organisationen gewährt werden.

§13
(1) Bedingt pfändbar sind Forderungen der Mitglie­

der landwirtschaftlicher Produktionsgenossenschaften 
auf folgende Leistungen:

1. Studienbeihilfen- und sonstige zur Förderung einer 
Berufsausbildung gewährte Zuwendungen;


